
Akten2eichen:

2-391.89155..

Verkündet

am 15„Dezember 1960

\

I m N a m e n d es V o lük e 3

In Sachen

QDDOOOOOOOOOOOOOOOOODUGGOOOOODIOOQDOOODOOOOOO

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

ooooaooooaoocoooooooaaooooouoooooanoouanaoaoo
o

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2„ Senat des

Bundessozialg4richts

auf die mündliche Verhandlung vom 450 Dezember

4960„ an der mitgewirkt haben ]

Senatspräsident B r a c k m aln n

als Vorsitzender?

.
Bundesrichter S c h m i t t und
Bundesrichter H u n g e r

als weitere Berufsribhter‚

Bundessczialrichter L e p i n s k i und

Bundessozialrichter K u n o l &

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessoz algerichts

vom 29„ Mai 1956 wird dahin geändert, daß die
Berufung des Klägers gegen das

Urteil
des So—

Zialgerichts Fulda vom 50 August 4955 zurück—

gewiesen wirdo '

3üh€rgaräönfläüne'hcsten‘sinh’niönt zu erstatteno

i
Von Rechts wegen„
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G r ü n d e—>-———————————

DerKläger war bis zum11„ Januar4934als Aushilfsheizer beim
' Bahnbetriebswerk Leipzig—Wahren beschäftigto SeitlJanuar 1952

bezieht er Invalidenrenteo Im April 1952 beanspru hte er Ent—
schädigung aus der gesetzlichen Unfallversicherun wegen eines

Gelenkrheumatismus, den er sich durch eine Erkält ng während

der Nachtschicht zum 4„ Januar 1951 zugezogen haben will° Die

Reichsbahndirektion Halle lehnte den Entschädigungsanspruch

durch Bescheid vom 260 August 1955 mit der Begründung ab, der

Gelenkrheumatismus stehe nicht in ursächlichem Zusammenhang.

mit der angeblichen Erkältung, beruhe vielmehr auf einer mehre—

re Jahre zurückliegenden chronisch rezidivierenden SChuppen—

flechte des Klägerso

Gegen diesen Bescheid legte der Kläger Berufung zum Reichsbahn—

Oberversicherungsamt (OVA) Merseburg ein„ Dieses wies das Rechts;

mittel nach Beweiserhebung durch Urteil vom 200 Fe ruar 1954

zurücko Der Rekurs hiergegen wurde durch Urteil

dei

Reichsver—

sicherungsamts (BVA) vom 60 März 1955 mit folgender Begründung
zurückgewiesen: Die Beweisaufnahme — Vernehmung des.Lokomotiv—

führers Th:u%;r:zzund der Wirtin des Klägers7 FrauL =tä:r=—
habe keine ausreichenden AnhaltsPunkte dafür erbracht, daß der

Kläger sich in der von ihm angegebenen Arbeitsschicht erkältet

habe„ Hinzu komme, daß nach den Gutachten der ärztlichen Sach-

verständigen das Auftreten von Gelenkrheumatismus
im

Zusammen—

hang mit einer Schuppenflechte den klinischen Erfahrungen ent—

spreche° Es bestehe daher keine ausreichende Wahrscheinlichkeit,

daß der Gelenkrheumatismus des Klägers durch eine Erkältung

auf der Arbeitsstätte entstanden sei° - \

Einen Antrag des Klägers auf Wiederaufnahme des rechtskräftig

V
abgeschlossenen Verfahrens verwarf das BVA am 7„ März 1958 als

unzulässiga
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In der Folgezeit bemühte sich der Kläger immer wieder, die Deutsche

Reichsbahn'bzw„ die Deutsche Bundesbahn zur nochmaligen Prüfung
lund Anerkennung seines Entschädigungsanspruchs zu bewegen° Diese

’>Bingaben wurden abschlägig beschieden, teils unter Hinweis auf den

bindend gewordenen Bescheid vom 260 August 1955, teils mit der Be—

gründung, eine nochmalige sorgfältige Prüfung habe keine ausrei—

“chende Wahrscheinlichkeit für das behauptete Unfallereignis erge—
‘ben;

Am 4„ März 1954 schrieb die Hauptverwaltung der Bundesbahn—Unfall—

versicherungsbehörde an ihre Bezirksleitung in Kassel u„a„:

'■■:::::hat wiederholt hier vorgesprochen, um erneut den
Rechtsweg beschreiten zu können, da nach seiner Meinung
bei der Urteilsfindung nicht alle Umstände erschöpfend
behandelt worden sind„ Da es sich nach dem inzwischen er—
lassenen SGG empfiehlt, diesem Begehren stattzugeben,
bitten wir, B;;=cä-einen neuen Ablehnungsbescheid zu er—
teileno“

Daraufhin erteilte die Beklagte am 160 März 4954 dem Kläger er—

,
neut einen förmlichén Bescheid, in dem sein Anspruch auf Entschä—

digung abgelehnt wurde„ Zur Begründung ist ausgeführt: Für die

Anerkennung eines Arbeitsunfalls infolge Erkältung müsse ein stren—

ger Nachweis gefordert werden, daß eine durch Erkältung hervorge-

rufene Schädigung im Betriebe an einem bestimmten Tage, längstens

in einer Arbeitsschicht, eingetreten sei° Dieser Nachweis sei nicht

geführt„ Solange dies nicht der Fall sei, seien die Gutachten, die

sich mit der Frage befassen, ob ein Gelenkrheumatismus als Folge

einer Schuppenflechte auftreten kann, bedeutungslos° Der Bescheid

enthält die Belehrung, daß er mit der Klage beim Sozialgericht (SG)

Fulda angefochten werden könne„

Mit der rechtzeitig erhobenen Klage hat der Kläger beantragt, den

Bescheid vom 16„ März 4954 aufzuheben und die Beklagte zu ver—

urteilen, ihm eine Unfallrente vom 4° Januar 4952 an zu zahlen°

Nachdem das SG zunächst Erhebungen über die Ursache des Gelenk—

rheumatismus des Klägers angestellt hatte, hat es — ohne das Er—

gebnis-der Beweisaufnahme zu verwerten — durch Urteil vom 5„August
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1955 den Bescheid der Beklagten vom 160 März 1954 aufgehoben;

im übrigen hat es die Klage als unzulässig verwo■feno Zur Be—

gründung seiner Entscheidung hat es ausgeführt: Der neue Be—

scheid sei rechtswidrigo Ohne Änderung der Verhäl%nisse sei

ein neuer Bescheid nur unter den Voraussetzungen es 5 619

oder des 5 1744 der Reichsversicherungsordnung (EVO) zulässig;

diese Voraussetzungen lägen hier nicht vor„ Die Beteiligten

hätten auch nicht wirksam auf die mit dem Erlaß dis Urteils

des BVA vom 6„ März 1955 eingetretene Rechtskraftlverzichten
könnenn Deshalb müsse der Bescheid vom 160 März 1954 aufge-

hoben werden, der Leistungsanspruch des Klägers könne jedoch

\
Gegen dieses Urteil hat der Kläger innerhalb eines Monats nach

Zustellung Berufung zum Hessischen Landessozialge1ichts (LSG)

keinen Erfolg haben„

rstinstanz—

lichen Urteils eine Rente vom 10 Januar 1950 an z‘ gewährena

Die Beklagte hat eingeräumt, daß der Bescheid vom 16° März 195/

einen Vers icht auf die Rechtskraft der früheren E tscheidun—

gen habe zum Ausdruck bringen sollen, sie hat jedach im wei—

eingelegt mit dem Antrag, ihm unter Änderung des

te ren Verfahren die Auffassung vertreten, daß ein solcher

Verzicht nicht zuläss ;ig sei„ Das LSG hat durch Urteil vom

290 Mai 1956 die Berufung des Klägers mit der Maßgabe zurück—

gewiesen, daß es die vom SG ausgesprochene Verwer■ung der auf

Gewährung einer Rente gerichteten Leistungsklage im eine Ab—

weisung der Klage — als unbegründet — umgewandelt hat In d.en

Entscheidungsgründen ist im wesentlichen ausgefüh■t: Die Lei—

stungsklage sei zwar zulässig, aber nicht begründet, weil dem
Klageanspruch die materielle Rechtskraft der Urte1 e des OVA

und des BVA entgegenstehe (@ 141 des

Sozialgerichtigesetzes

— SGG —)0 Im Zivilprozeß und im Verwaltungsstreitvhrfahren

sei es herrschende Meinung, daß die Parteien durchidie Rechts—

kraft eines Urteils zwar nicht gehindert seien,

auL

die im

Urteil festgelegten materiellen Rechtsfolgen zu verzichten

und ihre Rechtsbeziehungen abweichend hiervon zu
regeln, daß

\
i
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sie aber ohne Änderung der materiellen Rechtsbeziehungen nicht

lediglich auf die Rechtskraft des Urteils verzichten könnten°

Entsprechendes müsse für das Verfahren der Sozialgerichtsbar—

keit gelten„ Die Vorschriften über die Wiederaufnahme des Ver—

fahrens und die Sondervorschrift des % 619 RVO seien eine Bestä—

tigung dafür? daß ein allgemeiner Verzicht auf die Rechtskraft

durch einen Beteiligten nicht in das Bild der gesetzlichen Rechts—

kraftregelung passeo Der Auffassung des RVA‚ daß der Versiche-

runesträger‚ venn die Richtigkeit der früheren Entscheidung zwei—

felhaft sei? unter Verzicht auf die Rechtskraft dieser Entschei—

dung zu dem Anspruch des Berechtigten durch Erteilung eines neuen

ablehnenden Bescheides nochmals Stellung nehmen und damit den

Rechtszug von neuem eröffnen könne (EuM 25‚ 165; vgl„ auch Bayero

LVimt„ Breitho 19529 880), sei jedenfalls für die Zeit nach dem

Inkrafttreten des SGG nicht mehr zu folgen° Der Versicherungsträ-

ger late nach S 619 RVG jederzeit die Möglichkeit, die materielle

Rechtslage abweichend von der früheren Beurteilung‚ auch einer

solchen durch ein rechtskräftiges Urteil, neu zu gestalteno Halte

es aber an der rechtskräftig festgestellten materiellen Rechts—

lage fest‚ so fehle ein ausreichendes Bedürfnis, die unverändert

beurteilte Rechtslage erneut einer gerichtlichen Nachprüfung zu
unterziehen„— Das LSG hat die Revision zugelassena

Das Urteil ist dem Kläger am 19o Juni 1956 zugestellt wordena

hr hat hiergegen am 49„ Juli 4956 Revision eingelegt und diese

am 20„Juli 1956 begründet„ Er führt aus: Das LSG habe 5 144 SGG

zu Unrecht angewandto Diese Vorschrift betreffe nur Urteile der

Sozialgerichtsbarkeit, nicht aber Urteile und Bescheide aus der

Zeit vor dem■o Januar 49540 Bescheide aus dieser Zeit seien weder

Bescheiden neuer Art noch Urteilen der Sozialgerichtsbarkeit gleich—

zustellen° Der vorliegende Streitfall betreffe auch nicht die Rechts—

kraft eines Urteils? sondern die Rechtskraft des Bescheides der Reichr»

hahndirektion Halle vom 260 August 4955„ Der Umstand, daß der Ver—

sicherungsträger im früheren Feststellungsverfahren sowohl Partei

als auch Spruchstelle gewesen sei, habe es erforderlich gemacht„

—6—
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eine — dem Zivilprozeß nicht bekannte — besondere Art der Wie—

deraufnahme eines rec.htskräftig abgeschlossenen Fe tstellungs—

verfahrens zuzulassen; der Versicherungsträger habe unter ver—

zieht auf die Rechtskraft eines früheren Bescheide$ dem Ver—

sicherten entweder ei:nen neuen günstigeren
Bescheid

erteilen

oder aber die Erteilung eines begünstigenden Beschéides ableh—

nen können, um den Rechtszug wieder zu eröffnen (AE 1895, 106
V

Nr„ 258)0 Auf diese Besonderheit seien die Berufsg nossenschaf—

ten in dem Rundschreiben betr„ die Feststéllung‚de‘ Entschädi—

gungen vom 15„ November 1904 ausdrücklich hingewiesen worden

(AN 1904, 645)„ Nach Einführung der 55 619‚ 1504 EVO sei es un—
streitig gewesen‚ daß der Versicherungsträger auf die Rechts—

kraft eines früheren ablehnenden Bescheides habe verzichten

und einen neuen ablehnenden9 rechtsmittelfähigen B scheid er—
teilen können; . Dabei habe es keinen Unterschied bedeutet°

ob der frühere Bes0heid Rechtskraft erlangt habe, %eil kein

Rechtsmittel eingelegt oder weil das eingelegte er■olglos ge—

blieben seio Die Zulässigkeit des Verzichts auf die Rechts—
‘kraft durch den Versicherungsträger sei zumindest infolge der.

jahrzehntelangen, auf der Rechtsüberzeugung der beteiligten

Kreise beruhenden Übung Gewohnheitsrecht geworden°

Der Kläger beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Hessiche

LSG zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Sie tritt der Auffassung entgegen‚ daß nicht die Re htskraft

der Urteile des OVA und des BVA zur Erörterung
steh?9

sondern

diejenige des Bescheidesawom■26 August 1955 und d%%t@ 141 SGG

auf iene Urteile nicht anzuwenden seio

!
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—.7 f—_

II
Die Revision ist durch Zulassung statthaft (% 162 Abs, 1 Nr, 4

SGG), auch form; und fristgerecht eingelegt und begründet wor—
7den, sie hatte jedoch keinen Erfolg,

Die Klage war im erSten Rechtszuge auf Aufhebung des ablehnen—
den Bescheides vom 160 März 1954 und auf Zahlung einer Unfall—

_
rente gerichtet; es lag also eine zusammengefaßte Aufhebungs—

; und Leistungsklage im Sinne des @ 54 Abs° 4 SGG voro Der Auf-
iebungsklage hat das SG stattgegeben, dagegen hat es die Lei—

stungsklage als unzulässig verworfeno Gegen dieses Ergebnis

könnten Bedenken erhoben werden, wenn man bei einer Klagenver—

bindung der angeführten Art der Aufhebungsklage keine selbstän—

dige Bedeutung gegenüber der Leistungsklage beimißto So hat ZB

der 5, Senat des Bundessozialgerichts (BSG) ausgeführt, wenn eine

Vornahmeklage lediglich als unselbständigen Bestandteil das Be—

gehren nach Aufhebung eines Verwaltungsakts enthalte, könne über

'das Klagebegehren nur einheitlich entschieden, also dem Aufhe—

bungsbegehren nur stattgegeben werden, wenn auch der Vornahmean«

trag Erfolg habe (BSG 8, 5, 10)(’ Überträgt man diese Erwägungen

auf die Zusammenfassung einer Leistungsklage mit einer Aufhebungs—

klage, so kann es zweifelhaft sein, ob das SG der Aufhebungsklage

für sich allein hätte stattgeben dürfen oder ob es diese — ebenso

_
wie die Leistungsklage — als unzulässig hätte ansehen müssen„

Einer Entscheidung dieser Frage bedurfte es jedoch nicht, weil

über die Aufhebungsklage rechtskräftig entschieden und Gegenstand

des Revisionsverfahrens nur noch die Leistungsklage ist° Die Auf"

hebung des Bescheides vom 160 März 4954 hat allerdings nicht schon

mit dem Erlaß des erstinstanzlichen Urteils oder mit dem Ablauf

der Berufungsfrist Rechtskraft erlangt, die Rechtskraft war viel—

mehr auch insoweit durch die vom Kläger gegen die Verwerfung der

Leistungsklage eingelegte Berufung gehemmt; denn die durch die

Aufhebung irres Bescheides beschwerte Beklagte hätte hiergegen

‚bis zum Schluß der letzten mündlichen Verhandlung unselbständige

Angchlußberufung einlegen können, Da sie jedoch hiervon keinen
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Gebrauch gemacht und die Berufung des Klägers sich nicht auf

den seinem Klageantrag stattgebenden und ihn daher auch nicht

beschwerenden Teil des erstinstanzlichen Urteils bezogen hat‚

ist die Entscheidung des SG über die Aufhébungsklage mit dem

Schluß der mündlichen Verhandlung vor dem LSG rechtskräftig

\

geworden (vgl BGHZ ‚7, 445; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen

VAZivilpr0zeßrechts, 8c Aufl° % 452 I 2 a SO 654; Bäumbach/Lau—
terbach; Zivilprozeßordnung, Grundzüge vor 5 544 Änmo 4 B)°

Die Aufhebungsklage ist daher nicht Gegenstand des Revisions—

verfahrensn
. s

l
Die den allein noch rechtshängigen Anspruch auf Gewährung einer

Unfallrente betreffende Leistungsklage hat ihre pr zessuale

Grundlage (% 54 Abs() 4 SGG) nicht dadurch

verlorent

daß der

beschwerende Verwaltungsakt inzwischen rechtskräftig aufgeho—

ben worden ist; sie ist nicht schon deshalb unzulä83ig‚ weil

sie im Revisionsverfahren nicht mehr mit einer Aufhebungsklage

verbunden ist, sondern nur noch allein zur
Entscheidung $eht°

„an, daß im Zeitpunkt der Klageerhebung die Vorauss tzu■gen des‘

5 54 Abs„ 4 SGG gegeben wareno Insoweit ist der Kläger daher

hinsichtlich der Zulässigkeit der Leistungsklage si
zu behan—

deln? als ob über die Aufhebungsklage noch nicht r chtskräftig

entschieden wäreo

Nach der Auffassung des Senats kommt es entscheidezd darauf

Der Leistungsklage steht jedoch entgegen, daß über den Renten—

anspruch des Klägers bereits in den Verfahren gegen die Deut—

sche Reichsbahn—Gesellschaft rechtskräftig_entschieden worden

ist; Der Anspruch ist nicht nur durch den Bescheidldes Ver—

sicherungsträgers vom 26° August 4955 abgelehnt, sdndern die—

ser Bescheid ist auch im Spruchverfahreh vom OVA M‘rseburg

und dem BVA sachlich geprüft und bestätigt
wordenoj

der Auffassung der Revision kommt es daher nicht (nur) darauf
\an‚ ob der bindend gewordene Bescheid vom 26°

August 4955„‘

sondern ob das rechtskräftige Urteil des EVAvom60‘März 4955
der gegenwärtigen Leistungsklage entgegenstehto Nac% @ 444 SGG

‘Entgegen
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“binden rechtskräftige Urteile die Beteiligten und ihre Rechts—
nachfolger‚ soweit über den Streitgegenstand entschieden worden

ist„ Gegenstand der materiellen Rechtskraft ist hiernach die

"Entscheidung über den Streitgegenstando Nach den im Zivilpro-

zeß_für die Grenzen der materiellen Rechtskraft vor allem in

der Recht$prechung entwickelten Grundsätzen ist Gegenstand der
‚Rechtskraft die Entscheidung des Richters, daß sich aus einem

bestimmten Tatbestand eine bestimmte Rechtsfolge ergebe (BGH,
Großer Zivilsenat‚ NJW 1954 Sa 1075, 1074; Rosenberg aaO S 150 I

2 S„ 749; BSG 5‚ 96‚ 99; Brackmann, Handbuch der Sozialversiche—

rung? Ed„ I So 256 c)° Hiernach ist im vorliegenden Rechtsstreit

der Streitgegenstand identisch mit demjenigen, über den das RVA

durch Urteil vom 6° März 1955 entschieden hat; denn der Kläger
leitet aus denselben klagebegründenden Tatsachen, die er in dem

früheren Verfahren vorgebracht hatte‚ — Erkältung während der
Nachtschicht zum 40 Januar 1951 mit der Folge eines Gelenkrheuma—

tismus — dieselbe Rechtsfolge, nämlich das Bestehen eines Renten—

anspruchs, her7 indem er geltend macht, die von ihm schon früher

beha1pteten Tatsachen seien zu Unrecht nicht als erwiesen ange—

sehen worden„ Über den Streitgegenstand des neuerlichen Verfahrens

hat demnach das RVA im Jahre 1955 rechtskräftig entschieden° Die

Ansicht von Haueisen‚ daß bei Abweisung einer zusammengefaßten

Aufhebungs— und Leistungsklage wegen Nichtbestehens des Leistungs—

anspruchs eine rechtskräftige Entscheidung über den Leistungs—

anspruch nicht vorliege (NJW 1960 So 515, 515), hält der Senat

nicht für zutreffende

Daß auch einem vor dem Inkrafttreten-des SGG ergangenen Urteil die
‚Rechtskraftwirkung des 5 141 SGG zukommt, hat das LSG mit Recht

angenommen‚ Die rechtskräftig gewordene Entscheidung ist in einem

geordneten„ der heutigen Verfahrehsregelung in der Sozialgerichts—

barkeit vergleichbaren Verfahren erlassen werden, das — ebenso wie

der Zivilprozeß und das Verfahren der Verwaltungsgerichtsbarkeit -
grundsät21ich einen Rechtsmittelzug vorsaho Hinsichtlich der Ent—

scheidungena die in einem solchen Verfahren der Unfallversicherung
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ergangen sind, hat das BVA in ständiger Rechtsprechung Wirkung-

und Umfang der materiellen Rechtskraft genau so
beukteilt, wie

dies nach @ 522 Abs„ 1 der Zivilprozeßordnung (ZPO) und den hier—'

zu von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen eit jeher

für den Zivilprozeß gilt (vglo RVA‚ AN 1888 S0 281, 1901 S„ 170,

1915 SD 4609 1925‘So 1909 191)° Schon aus diesem Grunde ist
'nicht anzunehmen, daß die Rechtskraftwirkung eines Prteils der

früheren Spruchinstanzen nach dem Inkrafttreten des}5 141 Abs„1

SGG9 der im wesentlichen dem 5 522 Abs° 1 ZPO nachgbbildet ist,

anders zu beurteilen wäre, als während des vor dem „ Januar 1954

bestehenden Rechtszustandeso Das LSG hat zur weiter n Begründung

seiner Auffassung auch mit Recht auf 5 214 SGG hingewiesen° Die—

se Vorschrift wäre nicht verständlich„wcnn das SGG nicht davon

ausginge„ daß die vor dem 80 Mai 1945 ergangenen
Urteile der

früheren Spruchinstanzen der materiellen Rechtskraft fähig sind°

Deshalb ist der in 5 141 Abs° 1 SGG zum AuSdruck ge ommene all—

gemeine Rechtsgrundsatz, daß rechtskräftige

Urteilerie

Beteiligm

ten binden, soweit über den Streitgegenstand entschieden worden

'ist‚znch auf Urteile anzuwenden, die in der Zeit vor dem 1° Ja—

nuar 1954 in einem — wie dargelegt —
rechtsstaatlichen Anforde—

rungen genügenden Verfahren ergangen sind (vgl„ auch BSG 10,

248„ 250)" Ob hiervon Entscheidungen auszunehmen'sirid9 die nach

der Verordnung über die weitere Vereinfachung des
erfahrens

in der Reichsversicherung und der Arbeitslosenversi herung

während des Krieges vom 26„ Oktober 1945 (BGBl I‚ 581) ergangen‘
sind (vgl„ hierzu Schönberger, Die Sozialversicheru■g 1957 S„241,
245\li08p9)‚ kann dahinstehen, weil die zu

beurteilehde Ent—
scheidung des BVA vom 6° März 1955 von jener Verordnbng nicht

berührt wird(;
_

.

Für die Entscheidung des Streitfalles ist es ohne Bedeutung‚ daß

die Beklagte — wie sie im Berufungsverfahren eingerähmt hat —
mit der Erteilung des Bescheides vom 160 März 1954 a f die

Rechtskraft des BVA—Urteils aus dem Jahre 1955 hat " erzichten"
\

wollen; denn ein solcher Verzicht darf, wie das LSG mit Recht
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angenommen hat, von den Gerichten nicht beachtet werden° Die

lechtskraft eines Urteils bedeutet für die Beteiligten aller—

dings kein Hindernis„ ihre Rechtsbeziehungen, soweit sie ihrer

Verfügung unterliegen, im gegenseitigen Einvernehmen abweichend

von der im Urteil getroffenen Entscheidung zu ordnen‘.) vor allem

kann der Versicherungsträger auf eine ihn begünstigende Rechts—

folge verzichten und dem Versicherten eine Leistung gewähren,°

die ihm rechtskräftig versagt werden isto Es würde aber der ab—

soluten Natur der Rechtskraft widersprechen7 wenn der Beteilig—

te„ der in dem rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren obgesiegt

hat‚ ohne Änderung der materiellen Rechtsbeziehungen lediglich

auf die Rechtskraft des Urteils verzichten könnte, um eine er—

neute gerichtliche Entscheidung über denselben Streitgegenstand

herbeizuführen° Diese Auffassung ist für den Zivilprozeß und das

Verfahren der Ver3altungsgerichtsbarkeit3 allgemein anerkannt
(Rosenberg aaO % 148 II 5 b S„ 745; Stein/Jonas? Kommentar zur

Zivilprozeßordnung, 18° Auflo0 % 522 Anm„ II 6; Eyermann/Fröhler,

Verwaltungsgerichtsordnung 1960 5 121 Anm„ II 4; Klinger, Ver—

waltungsgerichtsordnung 1960 5 121 Anm° D 5)° In Übereinstimmung

mit dem LSG hält der erkennende Senat auch für das Gebiet der

Sozialgerichtsbarkeit den Verzicht auf die Rechtskraft eines Ur-

teils für unzulässig° Dies folgt aus der Gleichartigkeit der ge-

setzlichen Regelungen über die Wirkung der materiellen Recht5w

kraft auf den angeführten Gebieten° Die Würde des Gerichts, das

einen Streitfall rechtskräftig entschieden hat‚ und die Rechts-

sicherheit sind in der Sozialgerichtsbarkeit genau so schutz—

würdig wie in den anderen Gerichtsbarkeitenq Ein Unterschied

für die Sozialgerichtsbarkeit läßt sich nicht etwa daraus her—

leiten, daß die Beteiligten des gerichtlichen Verfahrens sich

im vorausgegangenen Verwaltungsverfahren nicht als Gleichgeord—

nete‚ sondern als Über— und Untergeordnete gegenübergestand€n
‚haben und daß die Verwaltungsbehörde — wie Knoll (Die Sozialge-

richtsbarkeit 1956 S0 569? 575 li„Spa) ausführt — nicht nur ihre
‚eigenen Belange, sondern auch die Rechte des"Gegners" zu wahren
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hat; dieser Gesichtspunkt gilt nicht allein für die Sozialge—

richtsbarkeit, Sondern auch für die allgemeine Verwältungsge—

richtsbarkeito Das Institut der materiellen Rechtskraft leitet,

worauf der Bundesgerichtshof (BGH) in einem Urteil vom 19° März

1955 (NJW 1955 SO 862, 865 re° Spu) hingewiesen
hatÄ

seine innere

Berechtigung wesentlich daraus her, daß die der Rec@tskraft fähi—

gen Entscheidungen in einem mit allen Garantien deisechtszuges

ausgestatteten Verfahren ergangen sind und deshalb Fehlerquellen

auf ein Mindestmaß beschränkt werden könneno Dennoch unterlau—

fene Fehler lassen sich teilweise im Wege der Wiederaufnahme

des Verfahrens, die in der Sozialgerichtsbarkeit im Wesentlichen

ebenso wie im Zivilprozeß geregelt ist (@ 179 SGG), ehebeno
Außerdem gibt für das Gebiet der Unfallversicherung 619 EVO —
für die Rentenversicherung vglo % 1500 RVG nF und @ ?9 nF des

Augestelltenversicherungsgesetzes (AVG) — dem Versicherungsträ—

ger die Möglichkeit, eine nach seiner Überzeugung früher zu
Un—

recht abgelehnte Leistung trotz eines entgegenstehenden rechts—

kräftigen Urteils ganz oder teilweise zu gewähren
und

für diese

neue Regelung eine gerichtliche Nachprüfung zu
ermöglichen"

Fehlerhafte reChtskräftige gerichtliche Entscheidungen, die mit

den angeführten gesetzlichen Mitteln nicht beseitigt)werden kön—

nen, müssen im Interesse der Rechtssicherheit in Kauf genommen
werden? Das Bedürfnis, in einem Falle, in dem der Veäsicherungs—

träger trotz pfliChtgemäßen Bemühens, dem abschlägiglbeschiede—

nen Versicherten zu helfen, sich zu einer günstigere■ Bescheid—

erteilung nicht entschließen kann, unter "Verzicht adf die Rechts»

kraft" den Rechtszug wieder zu eröffnen, ist entgegeä der Auf—

fassung von Knoll (aaO S„ 569 ff) nicht so groß, daß bus diesem

Grunde die den tragenden Grundsätzen des Ffozeßrechts‘zuzurech—

nende Regelung über die Wirkung der materiellen Recht%kraft durch—

brochen werden darfo(So auch Brackmann, Handbuch der Fozialver—

sicherung, Bd° I S„ 258 a; Beuster, Deutsche Versichetungszeit—

schrift 1960 S0 188; aA Mellwitz, Kommentar zum SGG, 1956, 80520

Anm„ B zu 5 141}„
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Das RVA hat allerdings wiederholt die Auffassung vertreten‚ der

„versicherungsträger könne, wenn Zweifel an der Richtigkeit seines

früheren Bescheides — auch eines im Spruchverfahren nachgeprüften

Alund bestätigten Bescheides — entstanden seien, gegebenenfalls

unter Verzicht auf die Rechtskraft eines Urteils‚ durch Erteilung

eines erneuten ablehnenden Bescheides den Rechtszug wieder eröff—

nen (vglo Rundschreiben des RVA an die Berufsgenossenschaftsvor—

Vstände‚ betreffend die Feststellung der Entschädigungen‚ vom 150N0—

vember 4904‚ € 61 _ AN 4904 s„ 643, 667; AN 4905 s„ 277 Nro 1182;
EuM25 so 165)„ Diese Auffassung, der auch das ältere Schrifttum
gefolgt ist (vgl° Schulte—Holthausen‚ Unfallversicherung, @619

-Anm„ 1; Moesle/Rabeling, K0mmentar zur Reichsversicherungsordnung,

Drittes Buch.) 30 Auflo @ 619 Anm° 4; RVO—MitglKomm„, € 619 Anmo 1;

Schreeder/StrichD Die deutsche Unfallversicherung‚ % 619 Anm° 5),
läßt sich jedenfalls seit dem Inkrafttreten des SGG aus den ange—

führten Gründen nicht mehr aufrechterhalteno‚ Sollte sich, was

knoll für prüfenswert hält (aaO), vor 1954 ein Gewohnheitsrecht
im Sinne der Rechtsprechung des RVA gebildet haben9 so wäre dies

durch 5 141 SGG außer Kraft gesetzt worden°

Für die Auffassung der Revision, daß der Leistungsklage das rechts—

kräftige Urteil des RVA vom 6„ März 1955 nicht entgegenstehe, läßt

‚sich auch aus der Entscheidung des BSGvom450 Oktober 1959 (BSG10,
248) nichts herleitene In diesem Streitfalle hat der 11° Senat des

BSG eine sachliche Entscheidung über eine gegen einen Bescheid des

Versorgungsträgers von 1952 gerichtete Aufhebungsklage für erfor-

derlich gehalten‚ obwohl der Versorgungsanspruch bereits durch ein

Urteil des Bayerischen Landesversorgungsgerichts von 1927 rechts—

kräftig abgelehnt worden war und der Versorgungsträger den Anspruch

auch nach dem Bayerischen Körperbeschädigten—Leistungsgesetz (KBLG)

durch Bescheid von 1948, bestätigt durch OVA—Urteil von 1950, mit

der Begründung abgelehnt hatte? über den Versorgungsanspruch sei.

nach früheren versorgungsrechtlichen Vorschriften rechtskräftig

entschieden worden„ Abgesehen davon, daß es sich in jenem Falle

um eine Aufhebungsklage — offenbar kombiniert mit einer Leistungs—

klage — gehandelt hat„ im vorliegenden Falle aber in der Revisions_

_44_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 14 _

instanz ausschließlich über eine Leistungsklage zu entscheiden

war, hat der 14„ Senat sich nicht etwa auf den Stan iunkt
ge—

stellt‚ daß frühere rechtskräftige Urteile, auch wen sie über

denselben Streitgegenstand entschieden hätten, dem e neuten Klage—

begehren nicht entgegenständen; er hat vielmehr die Muffassung

vertreten, das Urteil des Bayerischen Landesversorguhgsgerichts

von 4927 sei unbeschtlich, weil es mit deä Außerkraf‘treten des

früheren Versorgungsrechts gegenstandslos geworden 5 i, und das

Urteil des OVA von 1950 habe den in dem neuen Verfah en erhobenen

Klageanspruch nicht sachlich geprüft, sondern nur
entschieden9

daß der Versorgungsträger sich zu Recht auf die Rechtskraft der

früheren Entscheidungen berufen habe° In dem vom
erkénnenden Se—

nat zu entscheidenden Falle ist aber, wie bereits ausgeführt

wurde‚ der den Gegenstand des neuen Verfahrens bildende Leistungs—

anspruch mit dem vom RVA im Jahre 4955 nach sachlichér Prüfung
abgelehnten Anspruch identische An diese

rechtskräftige
Entschei—

dung aus dem Jahre 1955 hat sich das LSG mit Recht a‘s gebunden
erachtet°

Da sich die Beklagte auf die Rechtskraft des RVA—Urt 113 von 1955

ausdrücklich berufen hat, bedurfte es keiner
Entscheidung

der —
in neuer Zeit einhellig bejahten — Frage„ ob die Rechtskraft von

Amts wegen zu beachten ist (vgl„ hierzu Pohle in derlAnm° zum
Urteil des BAG AP 1956 Nr() 4 zu 5 322 ZPO und BGH, F&mRZ 4958

s; 58 Nro 22)„ l

Wie sich die materielle Rechtskraft einer Entscheidunn auf einen

neuen, denselben Streitgegenstand betreffenden Rechts treit vér—
.

fahrensrechtlich auswirkt, ist bestritten°

Stein/JonaE

aaO S 522

Anm II 2) vertreten die Auffassung, die Rechtskraft herbiete

lediglich eine widersprechende Entscheidung° Danach Wäre die

neue Klage‚ wenn nicht andere Gründe ihrer Zulässigkeit entgegen—

stehen, zulässig, aberz£hsunbegründét abzuweiseno Demgegenüber

sieht die herrschende Meinung im zivilprozessualen un im verwal—

tungsgerichtlichen Schrifttum die Wirkung der Rechtsk aft darin,

daß sie jede neue Verhandlung und Entscheidung über denselben

\
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Streitgegenstand verbiete und demgemäß zur Abweisung der Klage als

unzulässig führen müsse (Rosenberg aaO @ 448 II 4; Baumbach/Lau—

terbach aaO, Einf„ zu 5 522 Erle 5 A; Wieczorek, Zivilprozeßord—

nung und Nebengesetze, @522 ZPO, Anm„ B I b 2 und II>& 4; Bötticher‚
Kritische Beiträge zur Lehre von dermateriellen Rechtskraft im Zi—

vilprozeß9 4950 SD 428 ff; Eyermann—Fröhler aaO @ 424 Anmo II 5;

Klinger aaO S 424 Anm° D 4 a Fußno 9; Koehler aaO S 424 Anm° III 4)°
DieSe Auffassung vertritt auch das BundesarbeitsgeriCht (BAG 4, 496

und FamRZ 4955 So 45), Während die Rechtsprechung des Reichsgerichts

und des BGH nicht einheitlich isto So wird in BGHZ 4 so 524 ausge—
führt? bei entgegenstehender Rechtskraft könne eine neue Klage nur

dann als unzulässig abgewiesen werden‚ wenn für sie kein Rechts—

schutzinteresse besteheo Ein Rechtsschutzinteresse bejaht der BGH

beispielsweise für den Fall, daß eine Partei des Vorprozesses ohne

erneute Klage nicht in der Lage ist, eine mit Rechtskraftbescheini—

gung versehene Ausfertigung des Urteils zu erlangen„ In FamRZ 4958

So 58 hat es der BGH ausdrücklich offen gelassen‚ ob (unabhängig

von dem Rechtsschutzinteresse des Klägers) die Rechtskraft als sol—

che ein Prozeßhindernis darstellt‚ das eine weitere Verhandlung

und Entscheidung unzulässig machte In anderen Urteilen wird dagegen

bei rechtskräftig entschiedener Sache die neue Klage schlechthin

als unzulässig bezeichnet, ohne daß die Frage des Rechtsschutzinter—

esses erörtert wird (zB BGHZ 25, 4‚ 9; Lindenmaier/Möhring, Nach—

schlagewerk des BGH, % 522 ZPO Nrn 25; MDR 4960 S„ 745 Nr„ 45)o Das
BSG hat sich bisher nicht ausdrücklich für eine der beiden Rechts—

krafttheorien entschiedeno Die Ausführungen des 60 Senats in BSG 8‚

485, 488 sind nicht eindeutig (vglo ach BSG vom 480 Oktober 4960

» 44 RV 240/58 —)„ Im Ergebnis unterscheiden sich, worauf Eyermann/

Brühler (aaO S 424 Anm„ II 5) und Brackmann (aaO S„ 256 b) mit Recht
hinweisen? die widerstreitenden Auffassungen insofern nur unwesent—

lich9 als nach beiden Theorien eine Klage jedenfalls dann unzulässig,

ist, wenn über den Streitgegenstand rechtskräftig entschieden ist

und nicht aus besonderen Gründen ein Rechtsschutzinteresse für die

neue Klage besteht° Diese Voraussetzungen liegen auch in dem hier

zu entscheidenden Falle vor„ Da im Hinblick auf die rechtskräftige

Entscheidung des RVA vom Jahre 4955 die Gerichte der Sozialgerichts—

5—46—
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barkeit gehindert sind„ über den hier rechtshängigen Rentenah—f

' spruch des Klägers zu seinen Gunsten zu
entscheiden; und beson—

dere Gründe7 die es rechtfertigen könnten„ den Kläger ein neues

klagabweisendes Urteil erstreiten zu lassen, naturgemäß nicht
ersichtlich sind7 ist seine Klage unzulässigo Es bedurfte daher

keiner Entscheidung der Frage, ob schon die
Rechtskraft

als sol—

che bewirkt‚ daß jede neue Verhandlung und Entscheidung ausge—

schlossen ist°

Nach alledem hätte das LSG die Leistungsklage nicht als unbe—

gründet, sondern als unzulässig abweisen müssen„ Da angefoch—

tene Urteil war daher dahin zu ändern; daß es bei ddr vom SG

ausge3prochenen Prozeßabweisung verbleibto

Die Entscheidung über die Kosten ergeht in Anwendunx

SGG„ ]
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